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Zuordnung der Landkreise und kreisfreien Stédte zu den Studienorten

Aufgrund des § 4 Abs. 1 des Landesgesetzes zu dem Staatsvertrag zwischen den
Landern der Bundesrepublik Deutschland Giber die Vergabe von Studienplatzen
vom 8. Marz 2000 (GVBI. S. 79), geandert durch § 142 des Gesetzes vom 21. Juli
2003 (GVBI. S. 167), BS Anhang | 123, in Verbindung mit Artikel 16 Abs. 1 Nr. 1,
2,4 bis 9, 13, 14 und 16 und Abs. 2 des Staatsvertrages Uber die Vergabe von
Studienplatzen vom 24. Juni 1999 und § 72 Abs. 2 des
Hochschulrahmengesetzes in der Fassung vom 19. Januar 1999 (BGBI. | S. 18),

zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2004 (BGBI. |
S. 3835), wird verordnet:

Teil 1
Vergabe von Studienplatzen
Abschnitt 1
Allgemeines
§1
Umfang der zentralen Studienplatzvergabe

Die Zentralstelle fir die Vergabe von Studienplatzen (Zentralstelle) vergibt die
Studienplatze des ersten Fachsemesters der in das zentrale Vergabeverfahren
einbezogenen Studiengange, soweit sie nicht von den Hochschulen vergeben
werden. Die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogenen Studiengéange sind
in Anlage 1 aufgefihrt.

§2



Einbezogener Personenkreis

Die Studienplatze werden an Deutsche sowie an auslédndische Staatsangehdrige
oder Staatenlose, die im Sinne dieser Verordnung Deutschen gleichgestellt sind,
vergeben. Deutschen gleichgestellt sind hiernach:

1. Staatsangehdrige eines anderen Mitgliedstaates der Européischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum,

2. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von
Staatsangehdérigen eines anderen Mitgliedstaates der Europédischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehdérigen in der
Bundesrepublik Deutschland beschéaftigt sind oder beschaftigt gewesen
sind,

3. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere Familienangehérige
im Sinne des Artikels 2 Nr. 2 der Richtlinie 2004/38/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 (ABI. EU Nr. L 158 S. 77, L
229 S. 35) in der jeweils geltenden Fassung von Staatsangehdrigen eines
anderen Mitgliedstaates der Européischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens tber den Européischen
Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehérigen in der Bundesrepublik
Deutschland beschéftigt sind, sowie

4. sonstige auslandische Staatsangehdrige oder Staatenlose, die eine in der
Bundesrepublik Deutschland oder an einer deutschen Auslandsschule
erworbene Hochschulzugangsberechtigung, die nicht ausschlieBlich nach
auslandischem Recht erworben wurde (deutsche
Hochschulzugangsberechtigung), besitzen.

Wer nach Satz 2 Deutschen gleichgestellt ist, wird nach den fur Deutsche
geltenden Bestimmungen am Vergabeverfahren beteiligt.

Abschnitt 2

Antragstellung
§3

Frist und Form der Antrage,
Ausschluss vom Verfahren

(1) Zulassungsantrage richten sich zugleich auf die Teilnahme am zentralen
Vergabeverfahren und auf die Teilnahme an den Auswahlverfahren der
Hochschulen.

(2) Der Zulassungsantrag muss

1. fir das Sommersemester, wenn die Hochschulzugangsberechtigung vor
dem 16. Juli des Vorjahres erworben wurde, bis zum 30. November des
Vorjahres, andernfalls bis zum 15. Januar,

2. flr das Wintersemester, wenn die Hochschulzugangsberechtigung vor
dem 16. Januar erworben wurde, bis zum 31. Mai, andernfalls bis zum 15.
Juli



bei der Zentralstelle eingegangen sein (Ausschlussfristen). Bei Bewerbungen fir
ein Zweitstudium gilt der Zeitpunkt des Abschlusses des Erststudiums als
Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1.

(3) Im Zulassungsantrag ist ein Studiengang zu wahlen. Fir die Vergabe der
Studienplatze in der Abiturbestenquote kénnen bis zu sechs Studienorte in einer
Reihenfolge gewahlt werden. Fir die Vergabe der Studienplatze in den weiteren
durch die Zentralstelle vergebenen Quoten sind gewlinschte Studienorte in einer
Reihenfolge zu wahlen. Fur das Auswahlverfahren der Hochschulen kénnen bis
zu sechs Studienorte in einer Reihenfolge gewéahlt werden. Studiengangwunsch
und Ortswiinsche kénnen nach Ablauf der Fristen nach Absatz 2 Satz 1 nicht
mehr gedndert werden.

(4) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin oder der Bewerber anzugeben, ob
sie oder er

1. fdr den gewahlten Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an einer
deutschen Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben ist,

2. bereits an einer deutschen Hochschule ein Studium abgeschlossen hat
oder als Studentin oder Student eingeschrieben war, gegebenenfalls fir
welche Zeit.

(5) Stellt eine Bewerberin oder ein Bewerber mehrere Zulassungsantrage, wird
nur Gber den letzten fristgerecht eingegangenen entschieden. Antrage, die nach
dieser Verordnung ergénzend zum Zulassungsantrag gestellt werden kénnen,
sind mit dem Zulassungsantrag zu stellen, es sei denn, der Antrag sttitzt sich auf
einen zum Sommersemester vor dem 16. Januar, zum Wintersemester vor dem
16. Juli nach Ablauf der jeweiligen Bewerbungsfrist eingetretenen Sachverhalt.

(6) Die Zentralstelle bestimmt die Form des Zulassungsantrags und der Antrage
nach Absatz 5 Satz 2. Sie bestimmt auch die Unterlagen, die den Antragen
mindestens beizufligen sind, sowie deren Form. Sie ist nicht verpflichtet, den
Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln. Die Bewerberinnen und Bewerber
Ubersenden den nach Absatz 3 Satz 4 gewéahlten Hochschulen die jeweils fir
deren Auswabhlverfahren bendtigten Unterlagen; das Nahere regeln die
Hochschulen durch Satzung.

(7) Wer die Bewerbungsfristen nach Absatz 2 Satz 1 versdumt, ist vom
Vergabeverfahren ausgeschlossen. Ist der Zulassungsantrag fristgerecht gestellt
worden, kdnnen nachtraglich eingereichte Unterlagen

1. flr das Sommersemester, wenn die Hochschulzugangsberechtigung vor
dem 16. Juli des Vorjahres erworben wurde, bis zum 15. Dezember des
Vorjahres, andernfalls bis zum 31. Januar,

2. flr das Wintersemester, wenn die Hochschulzugangsberechtigung vor
dem 16. Januar erworben wurde, bis zum 15. Juni, andernfalls bis zum 31.
Juli

berticksichtigt werden (Ausschlussfristen). Entspricht der Zulassungsantrag nicht
den rechtlichen Mindestanforderungen oder fehlen bei Ablauf der Fristen nach
Satz 2 notwendige Unterlagen oder nach Absatz 4 erforderliche Angaben, gilt
Satz 1 entsprechend.

§4

Beteiliauna am Verfahren



(1) Am Vergabeverfahren wird nur beteiligt, wer bei der Bewerbung fiir das
Sommersemester bis zum 15. Januar, bei der Bewerbung fiir das Wintersemester
bis zum 15. Juli die Hochschulzugangsberechtigung fur den gewéahlten
Studiengang erworben hat. Werden mehrere einschlagige
Hochschulzugangsberechtigungen vorgelegt, wird dem Zulassungsantrag die
zuerst erworbene zugrunde gelegt. Die Feststellung der
Hochschulzugangsberechtigung von Bewerberinnen und Bewerbern mit
auslandischen Vorbildungsnachweisen erfolgt, sofern keine
Anerkennungsentscheidung der Zeugnisanerkennungsstelle eines Landes
vorliegt, fir den angestrebten Studiengang durch die Zentralstelle auf der
Grundlage der in der Datenbank www.anabin.de unter ,,Hochschulzugang*®
verdffentlichten Bewertungsvorschlage der Zentralstelle fir auslandisches
Bildungswesen.

(2) Wer bei der Bewerbung fir das Sommersemester bis zum 15. Januar, bei der
Bewerbung fur das Wintersemester bis zum 15. Juli das 55. Lebensjahr vollendet
hat, wird am Vergabeverfahren nur beteiligt, wenn fiir das beabsichtigte Studium
unter BerUcksichtigung der persdnlichen Situation der Bewerberin oder des

Bewerbers schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche Griinde sprechen.

(3) Vom Vergabeverfahren ist ausgeschlossen, wer fir den gewéhlten
Studiengang im Zeitpunkt der Antragstellung an einer in der Bundesrepublik
Deutschland gelegenen Hochschule (deutsche Hochschule) als Studentin oder
Student ein- geschrieben ist; dies gilt nicht im Fall der Einschreibung fir einen
Teilstudienplatz oder bei Nachweis von Griinden fiir einen Studienortwechsel
nach § 15 Satz 2 . Wer in dem gewahlten Studiengang bereits an einer deutschen
Hochschule eingeschrieben war, kann seine Zulassung in diesem Studiengang
sowohl im Verfahren der Zentralstelle fiir einen Studienplatz des ersten
Fachsemesters als auch nach MaBgabe der Vorschriften fur die Zulassung zu
héheren Fachsemestern beantragen.

§5
Besonderer offentlicher Bedarf

Das Bundesministerium der Verteidigung teilt der Zentralstelle fiir das
Sommersemester bis zum 15. Januar, fir das Wintersemester bis zum 15. Juli
(Ausschlussfristen) unter Angabe einer Reihenfolge mit, wen es fir die
Studienplatze benennt, die dem Sanitatsoffizierdienst der Bundeswehr
vorbehalten sind. Wer einen Studienplatz aus dieser Quote erhélt, kann nicht
nach anderen Bestimmungen dieser Verordnung zugelassen werden.

Abschnitt 3

Quotierung und Verfahrensablauf

§6
Quotierung
(1) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind je Studienort vorweg
abzuziehen:

1. flr die Zulassung von auslandischen Staatsangehdrigen oder
Staatenlosen, die nicht nach § 2 Satz 2 Deutschen gleichgestellt sind, 8 v.
H.,

2. flr die Zulassung im Sanitatsoffizierdienst der Bundeswehr



a) 1,8 v. H. im Studiengang Medizin,
b) 0,5 v. H. im Studiengang Pharmazie,
c¢) 0,1 v. H. im Studiengang Tiermedizin,

d) 1,4 v. H. im Studiengang Zahnmedizin.

Die von der jahrlichen Aufnahmekapazitat auf die Quote nach Satz 1 Nr. 1
entfallenden Studienplétze kénnen nach MaBgabe des Landesrechts zu einem
Zulassungstermin (Wintersemester oder Sommersemester) vergeben werden; § 7
Abs. 1 bleibt unberthrt.

(2) Dartber hinaus sind von der Gesamtzahl der festgesetzten Zulassungszahlen
vorweg abzuziehen:

1. 2v. H. fir Falle auBergewdhnlicher Harte,

2. 0,2 v. H. fir die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer
Hochschulzugangsberechtigung,

3. 3v. H. fur die Auswabhl fiir ein Zweitstudium.

Der Anteil der fir Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer
Hochschulzugangsberechtigung bei der Verfahrensdurchfiihrung zur Verfligung
stehenden Studienpléatze an der Gesamtzahl der Studienplatze darf nicht groBer
sein als ihr Anteil an der Bewerbergesamtzahl. Fir jede Quote nach Satz 1 muss
mindestens ein Studienplatz zur Verfligung gestellt werden.

(3) Die Zahl der in der Abiturbestenquote zu vergebenden Studienplatze betragt
je Studienort 20 v. H. der Zahl der nach Abzug der Quoten nach Absatz 1 und 2
verbleibenden Studienplatze.

(4) Die Zahl der durch das Auswahlverfahren der Hochschulen zu vergebenden
Studienplatze betragt je Studienort 60 v. H. der Zahl der nach Abzug der Quoten
nach Absatz 1 und 2 verbleibenden Studienplatze.

(5) Die verbleibenden Studienplatze, vermindert um die Zahl der nach einem
Dienst aufgrund friiheren Zulassungsanspruchs Auszuwahlenden, die nicht in der
Abiturbestenquote oder im Auswahlverfahren der Hochschulen zugelassen
worden waren, werden nach Wartezeit vergeben.

(6) In den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 5 verflgbar gebliebene
Studienplatze werden der Quote nach Absatz 4 hinzugerechnet. In den Quoten
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, Absatz 2 und 3 verfligbar gebliebene Studienplatze
werden der Quote nach Absatz 5 hinzugerechnet.

§7
Ablauf des zentralen Vergabeverfahrens

(1) Ein Vergabeverfahren umfasst jeweils die auf einen Zulassungstermin
(Sommersemester oder Wintersemester) bezogene Vergabe von Studienplatzen.

(2) Nach der Zulassung der nach § 5 Satz 1 Benannten trifft die Zentralstelle die
Auswahl in der Abiturbestenquote nach § 11 und lasst die ausgewahlten
Bewerberinnen und Bewerber nach § 20 zu.

(3) Danach veraiht die Zentralstelle die Stidiennlatze der Qiioten nach 8 6 Abs. 2



Satz 1 und Abs. 5. An der Vergabe der Studienplétze dieser Quoten wird nicht
beteiligt, wer in der Abiturbestenquote zugelassen worden ist. Wer in einer oder
mehreren dieser Quoten zu beriicksichtigen ist, wird auf allen entsprechenden
Ranglisten geflihrt. Bei der Auswahl werden die Ranglisten in folgender
Reihenfolge berlcksichtigt:

1. Auswahl nach einem Dienst aufgrund friiheren Zulassungsanspruchs nach
§ 19, sofern die frihere Zulassung weder in der Abiturbestenquote noch
im Auswahlverfahren der Hochschulen erfolgt ist,

2. Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer
Hochschulzugangsberechtigung nach § 16 und Auswabhl flr ein
Zweitstudium nach § 17,

3. Auswahl nach Wartezeit nach § 14,
4. Auswahl nach Hartegesichtspunkten nach § 15 .

Die ausgewahlten Bewerberinnen und Bewerber lasst die Zentralstelle nach § 21
zu. Bei der Auswahl und Verteilung kann die Zentralstelle durch Uberbuchung der
Zulassungszahlen bertiicksichtigen, dass Studienplatze voraussichtlich nicht
angenommen werden.

(4) Wer an der Vergabe der Studienplatze nach Absatz 2 oder 3 beteiligt, aber
nicht zugelassen worden ist, erhalt von der Zentralstelle einen
Ablehnungsbescheid.

§8
Zulassungsbescheid

Im Zulassungsbescheid teilt die Zentralstelle mit, bis wann sich der oder die
Zugelassene bei der im Zulassungsbescheid genannten Hochschule
einzuschreiben hat. Ist die Einschreibung bis zu diesem Termin nicht beantragt
worden oder lehnt die Hochschule eine Einschreibung ab, weil sonstige
Einschreibvoraussetzungen nicht vorliegen, wird der Zulassungsbescheid
unwirksam. Satz 1 und 2 gelten entsprechend, wenn der Zulassungsbescheid von
der Hochschule erlassen wird.

§9
Abschluss des zentralen Vergabeverfahrens

Mit der Vergabe der Studienplatze nach § 7 Abs. 3 ist das zentrale
Vergabeverfahren abgeschlossen. Studienplatze in den von der Zentralstelle
vergebenen Quoten, die nach Abschluss des zentralen Vergabeverfahrens noch
verfigbar sind oder wieder verflgbar werden, werden im Auswahlverfahren der
Hochschulen vergeben.

§10
Auswahlverfahren der Hochschulen

(1) Das Auswahlverfahren der Hochschulen wird von den einzelnen Hochschulen
durchgefiihrt. § 8a Abs. 1 bis 4 der Studienplatzvergabeverordnung vom 13.
Dezember 2000 (GVBI. 2001 S. 2), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 13.
Juni 2005 (GVBI. S. 241), BS 223-47, in der jeweils geltenden Fassung gilt
entsprechend.



(2) Am Auswahlverfahren der Hochschulen wird nicht beteiligt, wer

1. unter die Quoten nach § 6 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3
fallt oder

2. im Zulassungsantrag keinen gultigen Studienortwunsch fir dieses
Verfahren genannt hat oder

3. nach § 7 Abs. 2 oder Abs. 3 Satz 5 von der Zentralstelle zugelassen
worden ist.

Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 vor, erlasst die Zentralstelle fur
das Auswahlverfahren der Hochschulen im eigenen Namen einen
Ausschlussbescheid.

(3) Die Zentralstelle teilt den Hochschulen fir das Sommersemester bis zum 10.
Februar, fir das Wintersemester bis zum 10. August mit, welche Bewerberinnen
und Bewerber an ihren Auswahlverfahren zu beteiligen sind, und Gbermittelt dabei
studiengangweise folgende Angaben:

1. Namen und Anschrift sowie Tag und Ort der Geburt,
die Ortspréaferenz fir die jeweilige Hochschule,

die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte Durchschnittsnote,

2

3

4. die nach § 14 ermittelte Wartezeit,

5. Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung,
6

das Ergebnis eines fachspezifischen Studierfahigkeitstests, sofern es der
Zentralstelle vorliegt,

7. die Art einer Berufsausbildung und die Dauer einer Berufstatigkeit oder
eines Praktikums,

8. die Erflllung der Voraussetzungen flr eine erneute Zulassung nach § 19
Abs. 2 Satz 2.

(4) Die Hochschulen teilen der Zentralstelle fiir das Sommersemester bis zum 18.
Marz, fir das Wintersemester bis zum 18. September ihre Verfahrensergebnisse
in Form von Ranglisten mit. Bewerberinnen und Bewerber, die von mehr als einer
Hochschule am Auswahlverfahren beteiligt worden sind, kénnen fir das
Sommersemester bis zum 20. Marz, fir das Wintersemester bis zum 20.
September (Ausschlussfristen) durch schriftliche oder elektronische Erklarung
gegenuber der Zentralstelle die Reihenfolge der nach § 3 Abs. 3 Satz 4
gewahlten Studienorte andern. Ist eine Bewerberin oder ein Bewerber auf den
nach Satz 1 Gbermittelten Ranglisten von mehr als einer Hochschule zur
Zulassung vorgesehen, erfolgt die Zulassung ausschlieBlich durch die in héchster
Praferenz genannte Hochschule.

(5) Die Zentralstelle Gbermittelt den Hochschulen fur das Sommersemester bis
zum 24. Marz, fir das Wintersemester bis zum 24. September die nach Absatz 4
Satz 3 bereinigten Ranglisten. Die Hochschulen erteilen nach MaBgabe dieser
Ranglisten die Zulassungs- und Ablehnungsbescheide. Sie konnen dabei durch
Uberbuchung der Zulassungszahlen beriicksichtigen, dass Studienplatze
voraussichtlich nicht besetzt werden. Hochschulen kdnnen die Zentralstelle damit
heauftraaen. Zulassunas- sowie Ahlehniinashescheide zu erstellen und im



Namen und Auftrag der Hochschule zu versenden.

(6) Die Hochschulen teilen der Zentralstelle fir das Sommersemester bis zum 3.
April, fur das Wintersemester bis zum 4. Oktober ihre Einschreibergebnisse mit.
Sind danach Studienplatze noch verfligbar oder werden Studienplatze wieder
verflgbar, schreibt die Zentralstelle die Ranglisten nach MaBgabe des Absatzes 4
Satz 3 fort und Ubermittelt sie fir das Sommersemester bis zum 7. April, fir das
Wintersemester bis zum 8. Oktober an die Hochschulen. Die Hochschulen fiihren
auf dieser Grundlage ein Nachrlckverfahren durch; dabei werden keine
Ablehnungsbescheide erteilt.

(7) Die Hochschulen teilen der Zentralstelle fiir das Sommersemester bis zum 12.
April, fur das Wintersemester bis zum 13. Oktober ihre Einschreibergebnisse mit.
Sind danach Studienplatze noch verflgbar oder werden Studienplatze wieder
verflgbar, schreibt die Zentralstelle die Ranglisten nach MaBgabe des Absatzes 4
Satz 3 fort und tbermittelt sie flir das Sommersemester bis zum 16. April, fir das
Wintersemester bis zum 17. Oktober an die Hochschulen. Die Hochschulen
fihren auf dieser Grundlage ein zweites Nachrlickverfahren durch; Absatz 6 Satz
3 Halbsatz 2 gilt entsprechend.

(8) Nach Abschluss des zweiten Nachrickverfahrens werden Studienplatze, die
noch verfligbar sind oder wieder verfligbar werden, von der Hochschule durch
das Los an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die bei der Hochschule die
Zulassung beantragt haben. Die Hochschule bestimmt Form und Frist der
Antragstellung und gibt sie in geeigneter Weise bekannt.

Abschnitt 4

Quoten und Auswabhlkriterien
des zentralen Vergabeverfahrens

§ 11
Auswahl in der Abiturbestenquote

(1) An der Vergabe der Studienplatze in der Abiturbestenquote wird nicht beteiligt,
wer

1. im Zulassungsantrag keinen gultigen Studienortwunsch fir diese Quote
genannt hat oder

2. unter die Quoten nach § 6 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3
fallt.

(2) Fur die Besetzung der Studienplatze in der Abiturbestenquote werden so viele
Bewerberinnen und Bewerber ausgewahlt, wie insgesamt in dieser Quote
Studienplatze zu vergeben sind. Die Auswahl erfolgt nach den Absatzen 3 bis 5;
dabei werden die §§ 12 und 13 angewendet.

(3) Die Rangfolge wird durch die nach Anlage 2 ermittelte Durchschnittsnote
bestimmt. Eine Gesamtnote gilt als Durchschnittsnote nach Satz 1.

(4) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird hinter die letzte Bewerberin und
den letzten Bewerber mit feststellbarer Durchschnittsnote eingeordnet.

(5) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegenden, nicht selbst zu
vertretenden Griinden daran gehindert gewesen zu sein, eine bessere
Duirchschnittsnote 71 erreichen. wird auf Antraa mit der besseren



Durchschnittsnote bertcksichtigt.
§12
Landesquoten

(1) FUr die Auswahl in der Abiturbestenquote bildet die Zentralstelle
Landesquoten, sofern in dem jeweiligen Studiengang mehr als 15 Studienplatze
zur Verflgung stehen.

(2) Die Quote eines Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an
der Gesamtzahl der Bewerberinnen und Bewerber fir den betreffenden
Studiengang (Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der
Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjahrigen (Bevélkerungsanteil).
Die sich danach fiir die Lander Berlin, Bremen und Hamburg ergebenden Quoten
werden um 30 v. H. erhdht. Die auf die so ermittelten Landesquoten entfallenden
Studienplatze werden in der Weise errechnet, dass zunachst jeder Landesquote
ein Studienplatz zugeteilt wird und die verbleibenden Studienplatze nach dem
dHondtschen Héchstzahlverfahren ermittelt werden.

(3) Bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Landes wird nur
berlcksichtigt, wer

1. fUr diesen Studiengang zu dem Personenkreis gehért, der an der Auswabhl
in der Abiturbestenquote zu beteiligen ist, und

2. eine nach den Beschlissen der Kultusministerkonferenz bei der
Berechnung des Bewerberanteils eines Landes zu bericksichtigende
Hochschulzugangsberechtigung in dem betreffenden Land erworben hat.

(4) Fur die Berechnung des Bevélkerungsanteils ist die Fortschreibung Uber die
deutsche Wohnbevélkerung maBgeblich, die zuletzt vor dem Bewerbungsschluss
des jeweiligen Vergabeverfahrens vom Statistischen Bundesamt veréffentlicht
wurde.

§13
Zurechnung zu den Landesquoten

(1) Soweit Landesquoten gebildet werden, wird die Auswahl fir jede Landesquote
getrennt unter den Bewerberinnen und Bewerbern vorgenommen, die der
jeweiligen Landesquote zuzurechnen sind.

(2) Im Falle einer im Inland erworbenen deutschen
Hochschulzugangsberechtigung bestimmt der Ort des Erwerbs die Zurechnung zu
den Landesquoten. Wer keiner Landesquote zugerechnet werden kann, wird
entsprechend den Bevdlkerungsanteilen durch das Los einer Landesquote
zugeordnet.

(3) Kann das Studienplatzkontingent einer Landesquote aus Mangel an
Bewerbungen nicht ausgeschépft werden, werden die Studienplatze in
entsprechender Anwendung des § 12 Abs. 2 auf die Ubrigen Landesquoten
verteilt.

§14
Auswahl nach Wartezeit

(1) Die Ranafolae wird diurch die Zahl der seit dem Erwerh der



Hochschulzugangsberechtigung verstrichenen Halbjahre bestimmt. Es zahlen nur
volle Halbjahre vom Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung
bis zum Beginn des Semesters, flr das die Zulassung beantragt wird. Halbjahre
sind die Zeit vom 1. April bis zum 30. September eines Jahres (Sommersemester)
und die Zeit vom 1. Oktober eines Jahres bis zum 31. Marz des folgenden Jahres
(Wintersemester).

(2) Wird der Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung nicht
nachgewiesen, wird die Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung nicht bertcksichtigt.

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegenden, nicht selbst zu
vertretenden Grlinden daran gehindert gewesen zu sein, die
Hochschulzugangsberechtigung zu einem friiheren Zeitpunkt zu erwerben, wird
auf Antrag bei der Ermittlung der Wartezeit mit dem frilheren Zeitpunkt des
Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung beriicksichtigt.

(4) Ist vor dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung ein
berufsqualifizierender Abschluss auBerhalb der Hochschule erlangt und die
Hochschulzugangsberechtigung vor dem 16. Juli 2007 erworben worden, wird die
Zahl der Halbjahre um eins fir je sechs Monate Berufsausbildung, héchstens
jedoch um zwei Halbjahre erhéht. Ist im Falle des Satzes 1 die
Hochschulzugangsberechtigung vor dem 16. Januar 2002 erworben worden, wird
die Zahl der Halbjahre um bis zu vier erhéht. Dies gilt entsprechend, wenn die
Ableistung eines Dienstes eine Bewerberin oder einen Bewerber daran gehindert
hat, vor dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung einen
berufsqualifizierenden Abschluss auBerhalb der Hochschule zu erlangen, sofern
der berufsqualifizierende Abschluss zu einer Erh6hung der Zahl der Halbjahre
nach Satz 1 oder 2 geflihrt hatte.

(5) Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4 liegt vor bei

1. Ausbildungsberufen, die in dem Verzeichnis der anerkannten
Ausbildungsberufe nach § 90 Abs. 3 Nr. 3 des Berufsbildungsgesetzes
vom 23. Méarz 2005 (BGBI. | S. 931) enthalten sind,

2. einer Berufsausbildung an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Berufsfachschule oder Fachschule,

3. einer abgeschlossenen Ausbildung im einfachen oder mittleren Dienst der
offentlichen Verwaltung,

4. einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die nach Artikel 37 Abs. 1 oder
3 des Einigungsvertrages einer Berufsausbildung nach den Nummern 1
bis 3 gleichzustellen ist.

Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4 Satz 1 mit zweijahriger
Ausbildungsdauer gilt als nachgewiesen, wenn die
Hochschulzugangsberechtigung an einem Abendgymnasium oder an einem
Kolleg erworben worden ist.

(6) Von der Gesamtzahl der Halbjahre wird die Zahl der Halbjahre abgezogen, in
denen die Bewerberin oder der Bewerber an einer deutschen Hochschule als
Studentin oder Student eingeschrieben war.

(7) Es werden héchstens 16 Halbjahre berlcksichtigt.
§15



Auswahl nach Hartegesichtspunkten

Die Studienplatze der Hartequote werden auf Antrag an Bewerberinnen und
Bewerber vergeben, flr die es eine auBergewdhnliche Harte bedeuten wirde,
wenn sie fir den genannten Studiengang keine Zulassung erhielten. Eine
auBergewdhnliche Harte liegt vor, wenn in der eigenen Person liegende
besondere soziale oder familidre Griinde die sofortige Aufnahme des Studiums
oder einen sofortigen Studienortwechsel zwingend erfordern. Die Rangfolge wird
durch den Grad der auBergewdhnlichen Harte bestimmt.

§ 16

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber
mit besonderer Hochschulzugangsberechtigung

(1) Ist die Hochschulzugangsberechtigung in einem anderen noch nicht
abgeschlossenen Studiengang erworben worden (besondere
Hochschulzugangsberechtigung), ist eine Auswahl im Rahmen der Quoten nach
§ 6 Abs. 3 bis 5 ausgeschlossen. Die Rangfolge wird durch die Durchschnittsnote
der Hochschulzugangsberechtigung bestimmt.

(2) Weist die Hochschulzugangsberechtigung keine auf eine Stelle nach dem
Komma bestimmte Durchschnittsnote im Rahmen eines sechsstufigen
Notensystems aus, ist diese durch eine besondere Bescheinigung der Einrichtung
nachzuweisen, an der die Hochschulzugangsberechtigung erworben wurde.

(3) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird hinter die letzte Bewerberin und
den letzten Bewerber mit feststellbarer Durchschnittsnote eingeordnet.

§17
Auswahl fiir ein Zweitstudium

(1) Wer bereits ein Studium in einem anderen Studiengang an einer deutschen
Hochschule abgeschlossen hat (Bewerberinnen und Bewerber fir ein
Zweitstudium), kann nicht im Rahmen der Quoten nach § 6 Abs. 3 bis 5
ausgewahlt werden.

(2) Die Rangfolge wird durch eine Messzahl bestimmt, die aus dem Ergebnis der
Abschlussprifung des Erststudiums und dem Grad der Bedeutung der Griinde fiir
das Zweitstudium ermittelt wird. Die Einzelheiten zur Ermittlung der Messzahl
ergeben sich aus Anlage 3.

(3) Soweit ein Zweitstudium aus wissenschaftlichen Griinden angestrebt wird,
erfolgt die Auswahl auf der Grundlage der Feststellungen der im
Zulassungsantrag an erster Stelle genannten Hochschule.

§18
Nachrangige Auswahlkriterien

(1) Besteht bei der Auswahl in der Abiturbestenquote Ranggleichheit, bestimmt
sich die Rangfolge nach den Bestimmungen Uber die Auswahl nach Wartezeit.
Besteht bei der Auswahl nach Wartezeit Ranggleichheit, bestimmt sich die
Rangfolge durch die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte Durchschnittsnote.

(2) Besteht danach noch Ranggleichheit oder besteht bei der Auswahl in den
iibricen Quoten Ranaaleichheit. wird vorranaia ausaewahlt. wer zu1 dem



Personenkreis nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 gehért und durch eine
Bescheinigung glaubhaft macht, dass der Dienst in vollem Umfang abgeleistet ist
oder bei einer Bewerbung flir das Sommersemester bis zum 30. April und bei
einer Bewerbung fir das Wintersemester bis zum 31. Oktober in vollem Umfang
abgeleistet sein wird, oder glaubhaft macht, dass bis zu den genannten
Zeitpunkten mindestens neun Monate Dienst nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
ausgeubt sein werden. Im Ubrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los.

Abschnitt 5

Auswahl nach einem Dienst
aufgrund fritherer Zulassung

§ 19

Auswahl nach einem Dienst
aufgrund friheren Zulassungsanspruchs

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die

1. eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a des Grundgesetzes erflillt oder eine
solche Dienstpflicht oder entsprechende Dienstleistungen auf Zeit bis zur
Dauer von drei Jahren Gbernommen haben,

2. mindestens zwei Jahre Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshelfer-
Gesetz vom 18. Juni 1969 (BGBI. | S. 549) in der jeweils geltenden
Fassung geleistet haben,

3. ein freiwilliges soziales Jahr nach dem Gesetz zur Férderung eines
freiwilligen sozialen Jahres in der Fassung vom 15. Juli 2002 (BGBI. | S.
2596) in der jeweils geltenden Fassung oder ein freiwilliges 6kologisches
Jahr nach dem Gesetz zur Fdrderung eines freiwilligen ékologischen
Jahres in der Fassung vom 15. Juli 2002 (BGBI. | S. 2600) in der jeweils
geltenden Fassung oder im Rahmen eines von der Bundesregierung
geférderten Modellprojekts geleistet haben,

4. ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedurftige Person aus dem Kreis
der sonstigen Angehdrigen bis zur Dauer von drei Jahren betreut oder
gepflegt haben,

werden in dem genannten Studiengang aufgrund friiheren Zulassungsanspruchs
ausgewahlt, wenn sie zu Beginn oder wahrend eines Dienstes fir diesen
Studiengang zugelassen worden sind oder wenn zu Beginn oder wéahrend eines
Dienstes fiir diesen Studiengang nicht an allen Hochschulen Zulassungszahlen
festgesetzt waren. Der von einer oder einem nach § 2 Satz 2 Deutschen
gleichgestellten auslandischen Staatsangehdrigen oder Staatenlosen geleistete
Dienst steht einem Dienst nach Satz 1 gleich, wenn er diesem gleichwertig ist.

(2) Ist die frihere Zulassung in der Abiturbestenquote erfolgt, lasst die
Zentralstelle vorab die Bewerberin oder den Bewerber in dieser Quote an
demselben Studienort erneut zu. Ist die frihere Zulassung im Auswahlverfahren
einer Hochschule oder im Losverfahren einer Hochschule nach § 10 Abs. 8
erfolgt, 1&sst diese Hochschule in ihnrem Auswahlverfahren die Bewerberin oder
den Bewerber vorab erneut zu. Ist die frihere Zulassung in einer sonstigen, von
der Zentralstelle vergebenen Quote erfolgt oder beruht der Zulassungsanspruch
nicht auf einer tatséchlich erfolgten Zulassung, wahlt die Zentralstelle die
Bewerberin oder den Bewerber vor der Vergabe der Studienplatze in den
sonstiaen Quoten aus. Die erneute Zulassuna nach Satz 1 und 2 setzt voraus.



dass der Studienort der friheren Zulassung flr die entsprechende Quote an
erster Stelle genannt worden ist.

(3) Die Auswahl nach Absatz 1 Satz 1 muss spéatestens zum zweiten
Vergabeverfahren beantragt werden, das nach Beendigung des Dienstes
durchgefiihrt wird. Ist der Dienst noch nicht beendet, ist durch Bescheinigung
glaubhaft zu machen, dass der Dienst bei einer Bewerbung fir das
Sommersemester bis zum 30. April oder bei einer Bewerbung fir das
Wintersemester bis zum 31. Oktober beendet sein wird.

(4) Wird die Festlegung einer Rangfolge zwischen den nach einem Dienst
aufgrund friheren Zulassungsanspruchs Auszuwahlenden erforderlich,
entscheidet das Los.

(5) Wer aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung zuzulassen ist, die sich auf ein
bereits abgeschlossenes Vergabeverfahren bezieht, ist wie ein vorweg nach
einem Dienst aufgrund friiheren Zulassungsanspruchs Auszuwéahlender zu
behandeln.

Abschnitt 6
Verteilung auf die Studienorte
§ 20

Verteilung der in der Abiturbestenquote
Ausgewabhlten auf die Studienorte

Die Zulassung richtet sich vorrangig nach den im Zulassungsantrag nach § 3 Abs.
3 Satz 2 geduBerten Studienortwinschen. Kénnen an einem Studienort nicht alle
Bewerberinnen und Bewerber zugelassen werden, die diesen Studienort an
gleicher Stelle genannt haben, entscheidet Uber die Zulassung die nach § 11 Abs.
3 bis 5 ermittelte Durchschnittsnote. Besteht bei der Zulassung nach Satz 2
Ranggleichheit, entscheidet die Rangfolge nach § 21 Abs. 1 Satz 2 . Im Ubrigen
entscheidet bei Ranggleichheit das Los. Wer an keinen flr diese Quote
genannten Studienort verteilt werden kann, wird nicht zugelassen.

§ 21

Verteilung der nach § 7 Abs. 3
Ausgewahlten auf die Studienorte

(1) Die Zulassung richtet sich vorrangig nach den im Zulassungsantrag nach § 3
Abs. 3 Satz 3 geauBerten Studienortwiinschen. Kénnen an einem Studienort nicht
alle Bewerberinnen und Bewerber zugelassen werden, die diesen Studienort an
gleicher Stelle genannt haben, entscheidet die nachstehende Rangfolge:

1. amtlich festgestellte Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach Teil
2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch,

2. einzige Wohnung oder Hauptwohnung mit dem Ehegatten oder den
Kindern in den dem Studienort zugeordneten Landkreisen und kreisfreien
Stadten,

3. Anerkennung des ersten Studienortwunsches nach Absatz 3,

4. einzige Wohnung oder Hauptwohnung bei den Eltern in den dem
Studienort zugeordneten Landkreisen und kreisfreien Stadten,



5. keiner der vorgenannten Grinde.

Die Zuordnung von Landkreisen und kreisfreien Stadten zu den einzelnen
Studienorten ergibt sich aus Anlage 4.

(2) Besteht bei der Zulassung nach Absatz 1 Satz 2 Ranggleichheit, entscheidet
die nach § 11 Abs. 3 bis 5 ermittelte Durchschnittsnote; bei der Zulassung flr ein
Zweitstudium gilt das Ergebnis der Abschlussprifung des Erststudiums als Grad
der Qualifikation. Im Ubrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los.

(3) Fur den an erster Stelle genannten Studienort kann ein Antrag auf bevorzugte
Bericksichtigung gestellt werden. Dem Antrag soll nur stattgegeben werden,
wenn die Zulassung an einem anderen Studienort unter Anlegung eines strengen
MaBstabs mit erheblichen Nachteilen verbunden ware. Hierbei kommen
insbesondere eigene gesundheitliche, familiare oder wirtschaftliche Umstande
sowie wissenschaftliche Griinde in Betracht.

Abschnitt 7
Vergabe von Teilstudienplatzen
§ 22
Teilstudienpléatze

(1) Studienplatze, bei denen die Zulassung auf den ersten Teil eines
Studiengangs beschréankt ist, weil das Weiterstudium an einer deutschen
Hochschule nicht gewéhrleistet ist (Teilstudienplatze), werden getrennt von den
dbrigen Studienplatzen von der Zentralstelle vergeben.

(2) Die festgesetzte Zahl an Teilstudienplatzen, vermindert um die Zahl der nach
einem Dienst aufgrund friheren Zulassungsanspruchs Auszuwéahlenden, wird fir
das Sommersemester am 15. April und fir das Wintersemester am 15. Oktober
durch das Los an die Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die bis dahin nicht
zugelassen sind. Die §§ 1 bis 4, 8, 19 und 21 gelten entsprechend; die Zulassung
far einen Teilstudienplatz wird nicht nach § 4 Abs. 3 Satz 1 berucksichtigt.

Teil 2
Schlussbestimmung
§23
In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am 31. Mai 2006 in Kraft. Sie gilt erstmals fir das
Vergabeverfahren zum Wintersemester 2006/2007.

(2) Die Vergabeverordnung ZVS vom 6. Mai 2005 (GVBI. S. 180, BS 223-45) tritt
am 30. Juni 2006 auBer Kraft. Sie gilt letztmals fir das Vergabeverfahren zum
Sommersemester 2006.

Mainz, den 18. Mai 2006
Der Minister fir Wissenschaft, Weiterbildung,
Forschung und Kultur

J. Zollner



Anlage 1

(zu § 1 Satz 2)

In das Verfahren der Zentralstelle einbezogene Studiengénge

Studiengénge ohne Fachhochschulstudiengédnge mit dem Abschluss Diplom oder
Staatsexamen (ohne Lehramter):

Biologie

Medizin

Pharmazie

Psychologie

Tiermedizin

Zahnmedizin

Anlage 2

(zu § 11 Abs. 3 Satz 1)

Ermittlung der Durchschnittsnote

(1) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage der

1.

,,Vereinbarung Uber die gegenseitige Anerkennung von Zeugnissen der
allgemeinen Hochschulreife, die an Gymnasien mit neu gestalteter
Oberstufe erworben wurden® geman Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 7. Mai 1971 in der Fassung vom 8.
November 1972 (Beschluss- Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr.
191.1),

,,Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der
Sekundarstufe 11“ gemaB Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7.
Juli 1972 in der Fassung vom 2. Juni 2006 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 176),

,,Vereinbarung Uber die Abiturprifung far Nichtschilerinnen und
Nichtschuler entsprechend der Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in
der Sekundarstufe II* geman Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
13. September 1974 in der Fassung vom 16. Juni 2000 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 192.2),

,,Vereinbarung Uber die Durchfiihrung der Abiturprifung fur Schulerinnen
und Schiler an Waldorfschulen“ geman Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 21. Februar 1980 in der Fassung vom 14.
Dezember 2001 (Beschluss- Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr.
485.2),

,,Vereinbarung zur Gestaltung der Abendgymnasien® gemaf Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 21. Juni 1979 in der Fassung vom 16.
Juni 2000 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 240.2),

,,Vereinbarung zur Gestaltung der Kollegs® gemaf Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 21. Juni 1979 in der Fassuna vom 16. Juni



2000 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 248.1),

die eine auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnittsnote enthalten,
wird diese von der Zentralstelle bei der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt.
Enthalt die Hochschulzugangsberechtigung keine Durchschnittsnote nach Satz 1,
aber eine Punktzahl der Gesamtqualifikation, wird von der Zentralstelle nach
Anlage 2 der ,,Vereinbarung Uber die Abiturprifung der gymnasialen Oberstufe in
der Sekundarstufe II* gemaB Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 13.
Dezember 1973 in der Fassung vom 16. Juni 2000 (Beschluss- Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 192) die Durchschnittsnote aus der Punktzahl der
Gesamtqualifikation errechnet. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach
dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet.

(2) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage der ,,Vereinbarung
Uber die gegenseitige Anerkennung der an Gymnasien erworbenen Zeugnisse
der allgemeinen Hochschulreife® geman Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 20. Mé&rz 1969 - in der Fassung vom 20. Juni 1972 - und vom 13. Dezember
1973 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 191) wird die
allgemeine Durchschnittsnote aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
Hochschulzugangsberechtigung einschlieBlich der Noten fiir die im 11. und 12.
Schuljahr abgeschlossenen Facher wie folgt gebildet:

1. weist die Hochschulzugangsberechtigung eine Note fiir das Fach
Gemeinschaftskunde aus, werden die Noten fur die Facher Geschichte,
Erdkunde, Sozialkunde und Philosophie sowie flir sonstige Facher, die in
der Hochschulzugangsberechtigung als zu dem Fach
Gemeinschaftskunde gehdérig ausgewiesen sind, nicht gewertet;

2. weist die Hochschulzugangsberechtigung keine Note fiir das Fach
Gemeinschaftskunde aus, ist diese aus dem arithmetischen Mittel der
Noten fir die Facher Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde und Philosophie
oder fur die Facher, die in der Hochschulzugangsberechtigung als zu dem
Fach Gemeinschaftskunde gehdrig ausgewiesen sind, zu bilden;

3. istin der Hochschulzugangsberechtigung eine Note flir das Fach
Geschichte mit Gemeinschaftskunde ausgewiesen, gilt diese Note als
Note fur das Fach Geschichte und als Note fir das Fach Sozialkunde;

4. bei der Bildung der Note fir das Fach Gemeinschaftskunde wird gerundet;

5. istin der Hochschulzugangsberechtigung neben den Noten fur die Facher
Biologie, Chemie und Physik eine Gesamtnote fiir den
naturwissenschaftlichen Bereich ausgewiesen, bleibt diese bei der
Errechnung der Durchschnittsnote auBer Betracht;

6. Noten fur die Facher Religionslehre, Ethik, Kunsterziehung, Musik und
Sport bleiben auBer Betracht, es sei denn, dass die Zulassung zu einem
entsprechenden Studiengang beantragt wird;

7. Noten fur die Facher Kunsterziehung, Musik und Sport werden gewertet,
soweit sie Kernpflichtfacher waren;

8. Noten fur zuséatzliche Unterrichtsveranstaltungen und far
Arbeitsgemeinschaften bleiben unberiicksichtigt;

9. die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es
wird nicht gerundet.



Die allgemeine Durchschnittsnote wird von der Schule, die besonderen
Durchschnittsnoten flr bestimmte Studiengange nach Satz 1 Nr. 6 werden auf
Antrag von der Schule in der Hochschulzugangsberechtigung oder einer
besonderen Bescheinigung ausgewiesen. Fir Hochschulzugangsberechtigungen,
die vor dem 1. April 1975 erworben wurden, ermittelt die Zentralstelle die
Durchschnittsnoten, soweit sie nicht von der Schule ausgewiesen sind.

(3) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage

1. der ,,Vereinbarung Uber Abendgymnasien gemal Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 3. Oktober 1957 in der Fassung vom 8.
Oktober 1970 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr.
240),

2. des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 8. Juli 1965
(Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 248) Uber die
,,Institute zur Erlangung der Hochschulreife (“Kollegs”)*

wird die Durchschnittsnote aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
Hochschulzugangsberechtigung mit Ausnahme der Noten flr die Facher, die in
der Hochschulzugangsberechtigung oder einer besonderen Bescheinigung als
vorzeitig abgeschlossen ausgewiesen sind, gebildet. Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 6
und 9 findet Anwendung. Ist die Durchschnittsnote nicht von der Schule
ausgewiesen, wird sie von der Zentralstelle nach Satz 1 und 2 errechnet.

(4) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grundlage der

1. ,,Vereinbarung Uber die befristete gegenseitige Anerkennung von
Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife, die an zurzeit
bestehenden Schulen, Schulformen beziehungsweise -typen erworben
worden sind“ geman Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25.
November 1976 (Beschluss- Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr.
226.2) und vom 16. Februar 1978 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 226.2.1),

2. ,,Sondervereinbarung Uber die gegenseitige Anerkennung der Zeugnisse
von besonderen gymnasialen Schulformen, die zu einer allgemeinen
Hochschulreife fiihren® gemaB Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 25. November 1976 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 226.1),

3. ,,Rahmenvereinbarung tber die Berufsoberschule* gemaR Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 in der Fassung vom 16.
Juni 2000 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 470)

finden die Absatze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. Dabei ist bei der Bildung
der Note fiir das Fach Gemeinschaftskunde nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 eine im
Zeugnis ausgewiesene Note flr das Fach Wirtschaftsgeographie
beziehungsweise Geographie mit Wirtschaftsgeographie einzubeziehen.

(5) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 an einer
in eine Hochschule Ubergeleiteten Bildungseinrichtung erworben wurden, ist eine
Durchschnittsnote von der Hochschule in dem Zeugnis oder einer besonderen
Bescheinigung auszuweisen. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem
Komma errechnet; es wird nicht gerundet.



(6) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben
wurden und eine Durchschnittsnote enthalten, die auf eine Stelle nach dem
Komma bestimmt ist, wird diese von der Zentralstelle bei der
Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt.

(7) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben
wurden und nur Einzelnoten im Rahmen eines sechsstufigen Notensystems
enthalten, wird von der Zentralstelle eine Durchschnittsnote unter entsprechender
Anwendung des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 6 und 9 aus dem arithmetischen
Mittel der Noten gebildet; Noten fir gegebenenfalls im 11. und 12. Schuljahr
abgeschlossene Facher sowie Noten fir zusatzliche Unterrichtsveranstaltungen
und fir Arbeitsgemeinschaften bleiben unberlcksichtigt.

(8) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben
wurden und weder eine Durchschnittsnote, die auf eine Stelle nach dem Komma
bestimmt ist, noch Einzelnoten im Rahmen eines sechsstufigen Notensystems
enthalten, ist eine Durchschnittsnote durch eine besondere Bescheinigung
nachzuweisen, die von der fir die Abnahme der entsprechenden Prifung
zustandigen Stelle oder von der obersten Landesbehdérde auszustellen ist, unter
deren Aufsicht diese Priifung durchgefihrt worden ist. Bei der Bestimmung der
Durchschnittsnote sind einzelne Prufungsleistungen, die der
Hochschulzugangsberechtigung zugrunde liegen, zur Beurteilung heranzuziehen.
Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird
nicht gerundet.

(9) Bei Hochschulzugangsberechtigungen aus der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik, die nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 10. Mai 1990 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 908)
zur Aufnahme eines Studiums in der Bundesrepublik Deutschland berechtigen,
wird die Durchschnittsnote nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
8. Juli 1987 in der Fassung vom 8. Oktober 1990 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 289.1) errechnet. Bei
Hochschulzugangsberechtigungen aus den in Artikel 3 des Einigungsvertrages
genannten Landern, die nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
21. Februar 1992 in der Fassung vom 12. Marz 1993 (Beschluss-Sammlung der
Kultusministerkonferenz Nr. 234) und vom 25. Februar 1994 (Beschluss-
Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 234.1) zur Aufnahme eines Studiums
in der Bundesrepublik Deutschland berechtigen, wird die Durchschnittsnote nach
dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21. Februar 1992 in der
Fassung vom 9. Juni 1993 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr.
235) errechnet. Die Durchschnittsnote wird jeweils von der fir die Ausstellung des
Zeugnisses zustandigen Stelle auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es
wird nicht gerundet. Die Zentralstelle legt die auf dem Zeugnis oder in einer
besonderen Bescheinigung ausgewiesene Durchschnittsnote bei der
Rangplatzbestimmung zugrunde.

(10) Bei auslandischen Vorbildungsnachweisen wird die Gesamtnote, sofern
keine Bescheinigung der Zeugnisanerkennungsstelle eines Landes Uber die
Festsetzung einer Gesamtnote vorliegt, von der Zentralstelle auf der Grundlage
der ,,Vereinbarung Uber die Festsetzung der Gesamtnote bei auslandischen
Hochschulzeugnissen“ vom 15. Méarz 1991 in der Fassung vom 18. November
2004 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 289.5) berechnet.



(11) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die bis einschlieBlich 1986 aufgrund
einer Abschlussprifung unter dem Vorsitz einer oder eines Prifungsbeauftragten
der Kultusministerkonferenz an deutschen Schulen im Ausland (ausgenommen
die Schulen mit neu gestalteter gymnasialer Oberstufe) und an Privatschulen im
deutschsprachigen Ausland erworben wurden, ist die Durchschnittsnote durch
eine Bescheinigung der oder des Prifungsbeauftragten nachzuweisen. Dasselbe
gilt weiterhin flr die Zeugnisse der deutschen Reifeprifungen, die am Lyzeum
Alpinum in Zuoz und am Institut auf dem Rosenberg in St. Gallen erworben
wurden. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt;
es wird nicht gerundet. Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die ab 1987
aufgrund einer Abschlussprifung unter dem Vorsitz einer oder eines
Prifungsbeauftragten der Kultusministerkonferenz an deutschen Schulen im
Ausland erworben wurden, wird die auf dem Zeugnis ausgewiesene, auf eine
Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnittsnote von der Zentralstelle bei
der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt.

(12) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den deutschfranzdsischen
Gymnasien ab dem Abiturtermin 1982 erworben wurden, wird der in den
Zeugnissen gemaf Artikel 30 des Abkommens zwischen der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Franzdsischen Republik vom
10. Februar 1972 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr. 90)
ausgewiesene ,,allgemeine Notendurchschnitt bei der Rangplatzbestimmung
zugrunde gelegt. Fur die Umrechnung des ,,allgemeinen Notendurchschnitts“ wird
der fur die Européischen Schulen geltende Umrechnungsschlissel geman
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 8. Dezember 1975 in der Fassung
vom 14. Februar 1996 (Beschluss-Sammlung der Kultusministerkonferenz Nr.
289.2) angewendet. Bei Absolventinnen und Absolventen der
deutschfranzdsischen Gymnasien in Freiburg und Saarbriicken werden flir das
Abitur 1982 und 1983 die bis 1981 geltenden Richtlinien angewendet, sofern
durch die Neuregelung im Einzelfall eine Verschlechterung der Durchschnittsnote
eintritt. Die nach diesem Verfahren umgerechnete allgemeine Durchschnittsnote
wird zusatzlich zum ,,allgemeinen Notendurchschnitt“ im ,,Zeugnis Uber das
Bestehen des deutschfranzdsischen Abiturs® ausgewiesen und durch den
Stempelzusatz ,,Durchschnittsnote geman Staatsvertrag Uber die Vergabe von
Studienplatzen“ gekennzeichnet.

(13) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die nach den Bestimmungen der/des
,,International Baccalaureate Organisation/Office du Baccalauréat International*
erworben wurden, wird die Durchschnittsnote auf der Grundlage der Vereinbarung
tber die Anerkennung des ,,International Baccalaureate Diploma/Dipléme du
Baccalauréat International“ gemafB Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
10. Mérz 1986 in der Fassung vom 18. November 2004 (Beschluss-Sammlung
der Kultusministerkonferenz Nr. 283) berechnet.

Anlage 3
(zu § 17 Abs. 2 Satz 2)
Ermittlung der Messzahl bei der Auswabhl fiir ein Zweitstudium

(1) Die Messzahl ist die Summe der Punktzahlen, die fir das Ergebnis der
Abschlusspriifung des Erststudiums und fir den Grad der Bedeutung der Griinde
fir das Zweitstudium vergeben werden.

(2) Fur das Ergebnis der Abschlussprifung des Erststudiums werden folgende
Punktzahlen vergeben:



1. Noten ,,ausgezeichnet” und ,,sehr gut® - 4 Punkte;

2. Noten ,,gut* und ,,voll befriedigend* - 3 Punkte;
3. Note ,,befriedigend” - 2 Punkte;
4. Note ,,ausreichend* - 1 Punkt.

Ist die Note der Abschlusspriifung des Erststudiums nicht nachgewiesen, wird das
Ergebnis der Abschlussprifung mit 1 Punkt bewertet.

(3) Nach dem Grad der Bedeutung der Griinde flr das Zweitstudium werden
folgende Punktzahlen vergeben:

1. ,,zwingende berufliche Griinde* - 9 Punkte;

zwingende berufliche Grinde liegen vor, wenn ein Beruf angestrebt wird, der
nur aufgrund zweier abgeschlossener Studiengange ausgelibt werden kann;

2. ,,wissenschaftliche Griinde"“ - 7 bis 11 Punkte;

wissenschaftliche Griinde liegen vor, wenn im Hinblick auf eine spéatere
Tatigkeit in Wissenschaft und Forschung auf der Grundlage der bisherigen
wissenschaftlichen und praktischen Tatigkeit eine weitere wissenschaftliche
Qualifikation in einem anderen Studiengang angestrebt wird;

3. ,,besondere berufliche Griinde*“ - 7 Punkte;

besondere berufliche Griinde liegen vor, wenn die berufliche Situation
dadurch erheblich verbessert wird, dass der Abschluss des Zweitstudiums
das Erststudium sinnvoll erganzt;

4. ,,sonstige berufliche Griinde* - 4 Punkte;

sonstige berufliche Griinde liegen vor, wenn das Zweitstudium aufgrund der
beruflichen Situation aus sonstigen Griinden zu beflirworten ist;

5. ,keiner der vorgenannten Grinde* - 1 Punkt.

Liegen wissenschaftliche Grinde vor, ist die Punktzahl innerhalb des Rahmens
von 7 bis 11 Punkten davon abhéangig, welches Gewicht die Griinde haben,
welche Leistungen bisher erbracht worden sind und in welchem MaB die Griinde
von allgemeinem Interesse sind. Wird das Zweitstudium nach einer
Familienphase zum Zwecke der Wiedereingliederung oder des Neueinstiegs in
das Berufsleben angestrebt, kann dieser Umstand unabh&ngig von der
Bewertung des Vorhabens und seiner Zuordnung zu einer der vorgenannten
Fallgruppen durch Gewahrung eines Zuschlags von bis zu 2 Punkten bei der
Messzahlbildung berticksichtigt werden.

Anlage 4



(zu § 21 Abs. 1 Satz 3)
Zuordnung der Landkreise und kreisfreien Stadte zu den Studienorten

(1) Ein Studienort kann eine Hochschule, ein Teil einer Hochschule oder ein
gemeinsames Studienangebot mehrerer Hochschulen sein.

(2) Einem Studienort eines Landes zugeordnet sind der Landkreis oder die
kreisfreie Stadt des Studienorts sowie die hieran angrenzenden Landkreise oder
kreisfreien Stadte des Landes. Sofern sich in einem Landkreis oder in einer
kreisfreien Stadt oder in den hieran angrenzenden Landkreisen oder kreisfreien
Stéadten kein Studienort des Landes befindet, ist dieser Landkreis oder diese
kreisfreie Stadt dem nachsten Studienort des Landes zugeordnet. Dies gilt
entsprechend, wenn Studiengange nur an bestimmten Studienorten des Landes
angeboten werden. Landkreise und kreisfreie Stadte eines Landes sind auch dem
Studienort eines anderen Landes zugeordnet, wenn sie an den Landkreis oder
die kreisfreie Stadt des Studienorts des anderen Landes angrenzen.

(3) Ortliche und regionale Verwaltungseinheiten eines anderen Mitgliedstaates
der Européischen Union, die an ein Land der Bundesrepublik Deutschland
angrenzen, kdnnen einem Studienort dieses Landes zugeordnet werden, wenn
sie an den Landkreis oder die kreisfreie Stadt dieses Studienorts angrenzen.

(4) In der nachfolgenden Ubersicht ist fiir jeden Landkreis und jede kreisfreie
Stadt die Entfernung zu den Studienorten des Landes als Lédnge der Luftlinie
zwischen Kreisstadt und Studienort in Kilometern (km), jeweils auf 10 km
gerundet, angegeben.

(5) Ist ein Studienort im Landkreis oder in der kreisfreien Stadt oder in einem
hieran angrenzenden Landkreis oder einer hieran angrenzenden kreisfreien Stadt
gelegen, ist als Entfernung 0 angegeben; dies gilt auch fiir auBerhalb des Landes
gelegene Studienorte.

Rheinland-Pfalz

Studienorte

Kreiskennzahllkreisfreie Stadte |[KaiserslauternlKoblenz|Landau|Mainz [Trier
07311 Frankenthal 40 110 40 50 120
07312 Kaiserslautern 0 110 40 70 90
07111 Koblenz 110 0 140 60 100
07313 Landau in der 40 140 0 90 120
07314 Ludwiashafen am |40 110 40 60 130
07315 Mainz 70 60 90 0 120
07316 Neustadt an der |30 120 20 70 120




\WeinstraB3e

07317 Pirmasens 30 130 40 100 |90
07318 Speyer 40 130 30 70 140
07211 Trier 90 100 120 120 |0
07319 Worms 40 100 50 40 120
07320 Zweibrlcken 40 130 60 110 |80
07131 Ahrweiler 130 40 170 100 |100
07132 Altenkirchen 140 40 170 90 130
(Westerwald)
07331 Alzey-Worms 40 80 60 30 110
07332 Bad Dirkheim [0 100 40 60 110
07133 Bad Kreuznach |50 60 80 30 90
07231 Bernkastel- 90 70 130 100 [30
Wittlich
07134 Birkenfeld 50 90 90 90 40
07232 Bitburg-Priim 110 90 140 120 [30
07135 Cochem-Zell 90 40 130 80 60
07233 Daun 110 60 140 100 |50
07333 Donnersbergkreis [30 80 50 40 100
07334 Germersheim 50 140 20 90 140
07335 Kaiserslautern |0 110 40 70 90
07336 Kusel 30 90 60 80 60
07339 Mainz-Bingen 70 60 90 0 120
07137 Mayen-Koblenz |110 0 140 60 100
07138 Neuwied 110 10 140 70 100
07140 Rhein-Hunsrick- |60 40 100 50 70
Kreis
07141 Rhein-Lahn-Kreis [100 0 130 50 100
07338 Rhein-Pfalz-Kreis {40 110 40 60 130
07337 Sudliche 40 140 0 90 120

WeinstraB3e




07340 Sudwestpfalz 0 130 40 100 [90
07235 Trier-Saarburg 90 100 120 120 |0
07143 Westerwaldkreis |110 0 140 60 120

Angrenzende Landkreise und kreisfreie Stadte

Hessen
kreisfreie Stadt
06414 \Wiesbaden - - - 0 -
Landkreise
06433 GroB-Gerau - - - 0 -
06436 Main-Taunus-Kreis |- - - 0 -

Angrenzende Verwaltungseinheiten eines anderen Staates der EU

Luxemburg

T

T

T

T
o

09181 GroBherzogtum
Luxemburg




	Inhaltsübersicht
	Teil 1 Vergabe von Studienplätzen
	Abschnitt 1 Allgemeines
	§ 1 Umfang der zentralen Studienplatzvergabe
	§ 2 Einbezogener Personenkreis

	Abschnitt 2 Antragstellung
	§ 3 Frist und Form der Anträge, Ausschluss vom Verfahren
	§ 4 Beteiligung am Verfahren
	§ 5 Besonderer öffentlicher Bedarf

	Abschnitt 3 Quotierung und Verfahrensablauf
	§ 6 Quotierung
	§ 7 Ablauf des zentralen Vergabeverfahrens
	§ 8 Zulassungsbescheid
	§ 9 Abschluss des zentralen Vergabeverfahrens
	§ 10 Auswahlverfahren der Hochschulen

	Abschnitt 4 Quoten und Auswahlkriterien des zentralen Vergabeverfahrens
	§ 11 Auswahl in der Abiturbestenquote
	§ 12 Landesquoten
	§ 13 Zurechnung zu den Landesquoten
	§ 14 Auswahl nach Wartezeit
	§ 15 Auswahl nach Härtegesichtspunkten
	§ 16 Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer Hochschulzugangsberechtigung
	§ 17 Auswahl für ein Zweitstudium
	§ 18 Nachrangige Auswahlkriterien

	Abschnitt 5 Auswahl nach einem Dienst aufgrund früherer Zulassung
	§ 19 Auswahl nach einem Dienst aufgrund früheren Zulassungsanspruchs

	Abschnitt 6 Verteilung auf die Studienorte
	§ 20 Verteilung der in der Abiturbestenquote Ausgewählten auf die Studienorte
	§ 21 Verteilung der nach § 7 Abs. 3 Ausgewählten auf die Studienorte

	Abschnitt 7 Vergabe von Teilstudienplätzen
	§ 22 Teilstudienplätze


	Teil 2 Schlussbestimmung
	§ 23 In-Kraft-Treten


	Anlage 1 (zu § 1 Satz 2)
	Anlage 2 (zu § 11 Abs. 3 Satz 1)
	Anlage 3 (zu § 17 Abs. 2 Satz 2)
	Anlage 4 (zu § 21 Abs. 1 Satz 3)

